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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 16. Juni 1971 
verabschiedeten 

Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen in den Gemeinden 
(Städtebauförderungsgesetz) 

— Drucksachen VI/434, VI/510, VI/2204 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 


Bonn, den 9. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 18. Juni 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen in den Gemeinden 
(Städtebauförderungsgesetz) 


i. Zu § 23 Abs. 2 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Bei der Bemessung der Ausgleichs- und 
Entschädigungsleistungen nach Absatz 1 werden 
jedoch Werterhöhungen, die seit einem Jahr vor 
der Bekanntmachung über den Beginn der vorbe- 
reitenden Untersuchungen (§ 4 Abs. 3), jedoch 
nicht früher als fünf Jahre vor dem Beschluß über 
die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 
ausschließlich durch die Aussicht auf Sanierung, 
durch ihre Vorbereitung oder ihre Durchführung 
eingetreten sind, nur insoweit berücksichtigt, als 
der Betroffene diese Werterhöhungen durch 
eigene Aufwendungen zulässigerweise bewirkt 
hat. Änderungen in der allgemeinen Bewertung 
der Grundstücke sind zu berücksich tigen/ 

Als Folge sind 

a) in § 41 Abs. 5 Satz 1 hinter den Worten 
„ . . . Wert, der sich für das Grundstück" die 
Worte „zu dem in § 23 Abs. 2 Satz 1 genann- 
ten Zeitpunkt" einzufügen; 

b) in § 93 folgender Absatz 3 einzufügen: 

„(3) Ist mit der Durchführung einer Sanie- 
rung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nen worden und wird das Gebiet förmlich als 
Sanierungsgebiet festgelegt, so tritt an die 
Stelle des in § 23 Abs. 2 genannten Zeitpunk- 
tes die Erklärung der Gemeinde über den Be- 
ginn der Sanierung. Das gilt entsprechend für 
Entwicklungsmaßnahmen. " 

Begründung 

Die beantragte Änderung entspricht im wesent- 
lichen dem Vorschlag des Bundesrates im ersten 
Durchgang. 

Nach § 23 Abs. 2 des Gesetzentwurfs sind bei der 
Entschädigungsberechnung Werterhöhungen, die 
durch die „Aussicht auf die Sanierung" eingetre- 
ten sind, grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. 
Dieser Zeitpunkt ist in der Praxis nur schwer be- 
stimmbar und wird Anlaß zu vielen Rechtsstrei- 
tigkeiten geben. Durch die vorgeschlagene Än- 
derung soll er konkretisiert werden. Es wird 
daher auf den Beginn der vorbereitenden Unter- 
suchungen der ortsüblich bekanntzumachen ist, 
abgestellt. 

Abweichend von dem Vorschlag des Bundesrates 
im 1. Durchgang wird hier der Stichtag zeitlich 


noch weiter vorverlegt. Er liegt jetzt ein Jahr 
vor der Bekanntmachung über den Beginn der 
vorbereitenden Untersuchungen. Damit soll gesi- 
chert werden, daß auch Werterhöhungen unbe- 
rücksichtigt bleiben, die bereits während der 
Überlegungen entstehen können, ob vorberei- 
tende Untersuchungen für ein Sanierungsgebiet 
aufgenommen werden sollen. 

Die Eigentümer dürfen allerdings nicht dadurch 
Schaden leiden, daß eine Gemeinde vorberei- 
tende Untersuchungen zwar beschließt, dann aber 
verzögert. Deshalb dürfen zwischen dem für die 
Wertermittlung maßgeblichen Stichtag und dem 
Beschluß über die förmliche Festlegung des Sa- 
nierungsgebietes nicht mehr als fünf Jahre lie- 
gen. 

2. Zu § 25 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, Grund- 
stücke, die sie nach der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebietes zur Durchführung der 
Sanierung freihändig oder nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes oder nach dem Bun- 
desbaugesetz ohne Hergabe von entsprechen- 
dem Austauschland oder Ersatzland oder Be- 
gründung von Rechten der in § 22 Abs. 3 
Nr. 1 bezeichneten Art erworben hat, an 
Bauwillige zu veräußern, die glaubhaft ma- 
chen, daß sie die Grundstücke innerhalb ange- 
messener Frist entsprechend den Festsetzun- 
gen des Bebauungsplanes bebauen werden. 
Dabei sind vorrangig natürliche Personen zu 
berücksichtigen, die kein sonstiges Grund- 
eigentum oder nur Grundeigentum in gerin- 
gem Umfang haben. Von der Veräußerungs- 
verpflichtung sind ausgenommen: 

1. die Flächen, die als Baugrundstücke für 
den Gemeindebedarf oder als Verkehrs-, 
Versorgungs- oder Grünflächen in einem 
Bebauungsplan festgelegt sind, 

2. die Flächen, die für die Durchführung der 
Sanierung von der Gemeinde als Aus- 
tauschland oder zur Entschädigung im 
Land benötigt werden." 

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Grundstücke sind zunächst solchen 
Personen anzubieten, die zur Durchführung 
der Sanierung Grundstücke übereignet oder 
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durch ein Umlegungs- oder Enteignungsver- 
fahren verloren haben, soweit sie nicht be- 
reits Grundstücke oder Rechte der in § 22 
Abs. 3 Nr. 1 bezeichne ten Art oder Immobi- 
lienfondsanteile als Ersatz erhalten haben, 
und zwar in erster Linie den früheren Eigen- 
tümern, die im Sanierungsgebiet Wohn- oder 
Geschäftsraum verloren haben." 

c) Absatz 2 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die früheren Eigentümer werden wegen der 
durch die Sanierung eingetretenen Wertsteige- 
rungen vielfach nicht in der Lage sein, wieder 
Grundstücke zu erwerben, die flächenmäßig den 
von ihnen hergegebenen entsprechen. Die Rest- 
flächen, die nicht der Reprivatisierungspflicht un- 
terliegen, können daher einen erheblichen Um- 
fang haben. Soweit sie nicht für den Gemein- 
bedarf benötigt werden, besteht kein hinreichen- 
der Grund, sie in der Hand der Gemeinde oder 
der Sanierungsträger zu belassen. Durch die Ver- 
äußerung von Grundstücken an Bauwillige aus 
weiten Kreisen der Bevölkerung wird die schnel- 
lere Erfüllung des Bebauungsplanes durch private 
Initiative ermöglicht. Es empfiehlt sich daher, bei 
Sanierungsmaßnahmen eine ähnliche Vorschrift 
wie bei Entwicklungsmaßnahmen in § 59 Abs. 2 
zu schaffen. 

Durch die Festlegung bestimmter Prioritäten bei 
der Veräußerung der Grundstücke sind sozial- 
politische Bedürfnisse zu berücksichtigen. Beson- 
ders die Interessen derjenigen, die im Sanie- 
rungsgebiet ihre Existenzgrundlage hatten, sind 
zu wahren. 

3. Zu § 54 

a) In Absatz 3 ist der erste Halbsatz wie folgt 
zu fassen: 

„(3) Die Gemeinde kann die Grundstücke 
im städtebaulichen Bereich erwerben;" 

b) In Absatz 3 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Sie soll von einem Erwerb der Grundstücke 
absehen, bei denen die Art und das Maß der 
baulichen Nutzung bei der Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme nicht geändert wer- 
den oder bei denen die zügige und zweck- 
mäßige Durchführung der Entwicklung durch 
die Eigentümer oder eine Entwicklungsge- 
meinschaft gewährleistet ist." 

Begründung 

In die Selbstverwaltung der Gemeinden darf nur 
eingegriffen werden, wenn ein zwingender Grund 
vorliegt. Eine Notwendigkeit, der Gemeinde vor- 
zuschreiben, alle unbebauten Grundstücke im 
Entwicklungsbereich zu erwerben, ist aber nicht 
ersichtlich. Der Zwischenerwerb eines Grund- 
stücks, für das bereits eine Bebauung entspre- 
chend dem ins Auge gefaßten Bebauungsplan vor- 


gesehen ist, würde bloß zu einer unnötigen 
finanziellen Belastung der Gemeinde, die eine 
Entschädigung leisten muß, führen. Das gleiche 
gilt erst recht, wenn die Grundstücke schon be- 
baut sind und an der baulichen Nutzung keine 
Änderungen nach Art und Umfang erforderlich 
sind oder wenn die Durchführung der Entwick- 
lungsmaßnahme privater Initiative überlassen 
werden kann. In diesen Fällen ist eine Verpflich- 
tung der Gemeinde festzulegen, vom Erwerb ab- 
zusehen, die ihr jedoch einen Ermessensspiel- 
raum beläßt. Ihr entstehen keine Nachteile, wenn 
sie bestimmte Grundstücke nicht erwirbt und den 
Bauwilligen beläßt, da diese ohnehin zum Aus- 
gleichsbetrag nach § 54 Abs. 3 Satz 3 herangezo- 
gen werden. 

4. Zu § 84 

§ 84 ist wie folgt zu fassen: 

,§ 84 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung . . . 
(unverändert) . . . wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 e wird folgender § 7 f eingefügt: 

„§ 7 f 

Erhöhte Absetzung für im Zusammenhang 
mit städtebaulichen Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen hergestellte 
bauliche Anlagen 

(1) Bei Gebäuden und Eigentumswohnun- 
gen, die nachweislich einer Bescheinigung der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle im Zu- 
sammenhang mit städtebaulichen Sanierungs- 
oder Entwicklungsmaßnahmen im Sinne des 
Städtebauförderungsgesetzes hergestellt wor- 
den sind, können abweichend von § 7 Abs. 4 
und 5 im Jahre der Herstellung und in den 
fünf folgenden Jahren jährlich bis zu 7 v. H. 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abgesetzt werden. Der Bauherr kann die er- 
höhten Absetzungen die er im Jahre der Fer- 
tigstellung und den vier folgenden Jahren 
nicht ausgenutzt hat, bis zum Ende des fünf- 
ten auf das Jahr der Fertigstellung folgenden 
Jahres nachholen. Dabei können nachträg- 
liche Herstellungskosten vom Jahre ihrer Ent- 
stehung an bei der Bemessung der erhöhten 
Absetzungen so berücksichtigt werden, als 
wären sie bereits im Jahre der Fertigstellung 
und in den vier folgenden Jahren entstanden. 
Im Jahre der Fertigstellung und in den vier 
folgenden Jahren sind jedoch mindestens die 
Absetzungen für Abnutzungen nach § 7 Abs. 4 
vorzunehmen. 

(2) Von dem Jahr an, in dem erhöhte Ab- 
setzungen nach Absatz 1 nicht mehr vorge- 
nommen werden können, spätestens vom 
sechsten auf das Jahr der Herstellung folgen- 
den Jahr an, sind die Absetzungen für Ab- 
nutzung nach dem Restwert und dem nach § 7 
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Abs. 4 unter Berücksichtigung der Restnut- 
zungsdauer maßgebenden Vomhundertsatz zu 
bemessen. 

(3) Bei Gebäuden und Eigentumswohnun- 
gen, für die erhöhte Absetzungen nach Ab- 
satz 1 in Anspruch genommen werden, sind 
erhöhte Absetzungen nach § 7 d nicht zuläs- 
sig." 

2. § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe r (wie § 84 Nr. 1), 

b) Buchstabe x (wie § 84 Nr. 2).' 

Begründung 

Die bereits vorliegenden Erfahrungen lassen 
erkennen, daß die Kosten für die Sanierung 
und damit die Belastung der öffentlichen Hand 
weit höher liegen werden als ursprünglich 
angenommen. Die — am Gesamtbedarf ge- 
messen — unzureichenden Förderungsmittel 


der öffentlichen Hand sind daher in erster 
Linie für die unrentierlichen Vorbereitungs- 
kosten und Ordnungsmaßnahmen einzusetzen 
(§ 39). Die Neubebauung und der Ersatzwoh- 
nungsbau werden dagegen grundsätzlich vom 
Eigentümer als Bauherrn getragen (§ 45). 

Diese Konzeption setzt die Mobilisierung pri- 
vaten Kapitals in einem größtmöglichen Um- 
fange voraus. Privatinitiativen, ohne die der 
Erfolg jeder Sanierung in Frage gestellt wäre, 
lassen sich am wirkungsvollsten durch steuer- 
liche Anreize wecken. Diesem Zweck dient die 
Einfügung des § 7 f FStG, der der Vorschrift 
des § 7 b EStG nachgebildet ist. Die sich aus 
dem Abschreibungssatz von insgesamt 42 °/o 
(sechs Jahre zu 7 °/o) ergebenden Steueraus- 
fälle werden in jedem Falle weit geringer sein 
als der andernfalls erforderliche Aufwand der 
öffentlichen Hand für Finanzierungshilfen für 
die Neubebauung und den Ersatzwohnungs- 
bau. Die Steuerpräferenz würde im übrigen 
noch unter der Berlinpräferenz liegen. 
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